
 

AD\1141820DE.docx  PE613.630v02-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

Europäisches Parlament 
2014-2019  

 

Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 
 

2017/0242(COD) 

25.1.2018 

STELLUNGNAHME 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 

für den Ausschuss für internationalen Handel 

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des 

Rates über eine weitere Makrofinanzhilfe für Georgien 

(COM(2017)0559 – C8-0335/2017 – 2017/0242(COD)) 

Verfasser der Stellungnahme: Andrejs Mamikins 

 



 

PE613.630v02-00 2/9 AD\1141820DE.docx 

DE 

 

PA_Legam 



 

AD\1141820DE.docx 3/9 PE613.630v02-00 

 DE 

KURZE BEGRÜNDUNG 

Im Anschluss an einen Antrag der Regierung Georgiens hat die Kommission ein neues 

Programm für Makrofinanzhilfe für Georgien in Höhe von 45 Mio. EUR vorgeschlagen, die 

in zwei Tranchen und in Form von mittelfristigen Darlehen (35 Mio. EUR) und Zuschüssen 

(10 Mio. EUR) bereitgestellt werden soll. Das vorgeschlagene Programm für 

Makrofinanzhilfe wird die Vereinbarung ergänzen, die Georgien und der IWF im April 2017 

im Rahmen der erweiterten Fondsfazilität erzielt haben. In dieser Vereinbarung wurde die 

Auszahlung von 285,3 Mio. EUR in einem Zeitraum von drei Jahren zugesagt. Des Weiteren 

stellt die EU über das Europäische Nachbarschaftsinstrument Finanzmittel für Georgien bereit 

(610–746 Mio. EUR im Zeitraum 2014–2020). 

 

Das vorgeschlagene Programm für Makrofinanzhilfe wäre das dritte seiner Art seit 2008, 

wobei im Rahmen des ersten Programms 46 Mio. EUR in Form von Zuschüssen und im 

Rahmen des zweiten Programms 23 Mio. EUR in Form von Zuschüssen und 23 Mio. EUR als 

Darlehen bereitgestellt wurden. Das zweite Programm für Makrofinanzhilfe wurde im Mai 

2017 mit der erfolgreichen Auszahlung der letzten Tranche im Rahmen dieses Programms 

abgeschlossen. Drei weitere der sechs Länder der Östlichen Partnerschaft – Armenien, 

Moldau und die Ukraine – sowie vier Länder, die nicht der Östlichen Partnerschaft 

angehören, kommen bereits in den Genuss von Programmen für Makrofinanzhilfe. 

 

Die makroökonomischen Aussichten Georgiens sind nach wie vor unsicher. Das Land weist 

ein gedämpftes BIP-Wachstum auf (2,7 % im Jahr 2016 gegenüber 4,6 % im Jahr 2014). Das 

Haushaltsdefizit ist nach wie vor erheblich, und es ist eine starke Abwertung der 

Landeswährung (des georgischen Lari) zu verzeichnen. Darüber hinaus ist die 

Zahlungsbilanzlage angespannt. Georgien passt sich weiterhin den Anforderungen der 

vertieften und umfassenden Freihandelszone mit der EU an, die neue Möglichkeiten bietet, 

aber auch Anpassungskosten mit sich bringt. 

 

Die mit der Makrofinanzhilfe verbundenen Auflagen haben eine nützliche Hebelwirkung, 

durch die Reformen gefördert werden können, insbesondere in den Bereichen Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit. Dazu gehört, dass sich die Regierung Georgiens derzeit bemüht, 

zusätzliche Verfassungsreformen zu verabschieden. Die Regierung hat zugesagt, weitere 

Verfassungsänderungen im Einklang mit den Empfehlungen der Venedig-Kommission 

vorzunehmen, allerdings wäre eine Beobachtung durch die Kommission und den EAD, auch 

im Rahmen der Makrofinanzhilfe, angemessen. 

 

Im Einklang mit der Vereinbarung zwischen dem Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 

und dem Ausschuss für internationalen Handel über eine enge Zusammenarbeit in dem 

Verfahren und nach der Erfahrung, die unlängst mit der dem Beschluss über eine 

Makrofinanzhilfe für die Republik Moldau vom 4. Juli 2017 beigefügten Gemeinsamen 

Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission gewonnen wurde, 

schlägt der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten daher vor, 

 

1. zu bekräftigen, dass die Gewährung der Makrofinanzhilfe an die Vorbedingung im 

Zusammenhang mit Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und den Menschenrechten 

geknüpft ist, zumal dies für den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten von 

wesentlicher Bedeutung ist; 
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2. sicherzustellen, dass die Kommission und der EAD die Erfüllung dieser Vorbedingung 

während der gesamten Laufzeit der Makrofinanzhilfe überprüfen; 

3. dass jedoch die Anzahl der Änderungsanträge auf zwei Änderungsanträge – zu einer 

Erwägung und einem Artikel des Beschlusses – begrenzt wird, damit zügig eine 

Einigung zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat erzielt wird. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 

internationalen Handel, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen: 

Änderungsantrag 1 

Entwurf einer legislativen Entschließung 

Ziffer 1 a (neu) 
 

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text 

 1a.  billigt die dieser Entschließung 

beigefügte gemeinsame Erklärung des 

Europäischen Parlaments, des Rates und 

der Kommission; 

Zur Information wird nachfolgend der Wortlaut der Erklärung wiedergegeben: 

„Gemeinsame Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission begrüßen die Reformbemühungen 

in Georgien und nehmen die Zusage der Regierung Georgiens, die Verfassung im Einklang 

mit den Empfehlungen der Venedig-Kommission weiter zu ändern, zur Kenntnis. Das 

Europäische Parlament, der Rat und die Kommission heben hervor, dass eine Vorbedingung 

für die Gewährung der Makrofinanzhilfe darin besteht, dass das Empfängerland sich 

wirksame demokratische Mechanismen, einschließlich eines parlamentarischen 

Mehrparteiensystems, das eine wirksame Kontrolle über die Exekutive ausübt, einer strikten 

Gewaltenteilung und einer klaren Trennung zwischen der Politik und wirtschaftlichen 

Interessen, freier, unabhängiger und pluralistischer Medien mit transparenten 

Eigentumsverhältnissen und einer unabhängigen Justiz, sowie das Rechtsstaatsprinzip zu 

eigen macht und die Achtung der Menschenrechte und der internationalen Sozial- und 

Umweltstandards garantiert. Die Kommission und der Europäische Auswärtige Dienst 

überprüfen die Erfüllung dieser Vorbedingung während der gesamten Laufzeit der 

Makrofinanzhilfe, stellen eine öffentliche Bewertung der Erfüllung der Vorbedingung unter 

eindeutiger Angabe der verwendeten Richtwerte bereit und richten hierbei ihre ganze 

Aufmerksamkeit darauf, dass die Behörden Georgiens den Empfehlungen der einschlägigen 

internationalen Partner, insbesondere der Venedig-Kommission und der OSZE bzw. des 

Büros für demokratische Institutionen und Menschenrechte, nachkommen.“ 

Begründung 

Auf diese Erklärung muss in der legislativen Entschließung Bezug genommen werden. 

 



 

PE613.630v02-00 6/9 AD\1141820DE.docx 

DE 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 16 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Eine Vorbedingung für die 

Gewährung der Makrofinanzhilfe der 

Union sollte darin bestehen, dass Georgien 

sich wirksame demokratische 

Mechanismen, einschließlich eines 

parlamentarischen Mehrparteiensystems, 

und das Rechtsstaatsprinzip zu eigen macht 

und die Achtung der Menschenrechte 

garantiert. Die spezifischen Ziele der 

Makrofinanzhilfe der Union sollten 

Effizienz, Transparenz und 

Rechenschaftspflicht der öffentlichen 

Finanzverwaltungssysteme in Georgien 

stärken und Strukturreformen mit dem Ziel 

der Unterstützung eines nachhaltigen, 

breitenwirksamen Wachstums, der 

Schaffung von Arbeitsplätzen und der 

Haushaltskonsolidierung fördern. Sowohl 

die Erfüllung der Vorbedingungen als auch 

die Erreichung dieser Ziele sollten von der 

Kommission und vom Europäischen 

Auswärtigen Dienst regelmäßig überprüft 

werden. 

(16) Eine Vorbedingung für die 

Gewährung der Makrofinanzhilfe der 

Union sollte darin bestehen, dass Georgien 

sich wirksame demokratische 

Mechanismen, einschließlich eines 

parlamentarischen Mehrparteiensystems, 

das eine wirksame Kontrolle über die 

Exekutive ausübt, einer strikten 

Gewaltenteilung und einer klaren 

Trennung zwischen der Politik und 

wirtschaftlichen Interessen und freier, 

unabhängiger und pluralistischer Medien 

mit transparenten 

Eigentumsverhältnissen, sowie das 

Rechtsstaatsprinzip uneingeschränkt zu 

eigen macht, das durch eine unabhängige 

Justiz unterstützt werden sollte, die in der 

Lage ist, Korruption wirksam zu 

bekämpfen und die Achtung der 

Menschenrechte, zu denen auch das Recht 

auf freie Meinungsäußerung und die 

internationalen Sozial- und 

Umweltstandards gehören, garantiert. Die 

spezifischen Ziele der Makrofinanzhilfe 

der Union sollten Effizienz, Transparenz 

und Rechenschaftspflicht der öffentlichen 

Finanzverwaltungssysteme in Georgien 

stärken und Strukturreformen mit dem Ziel 

der Unterstützung eines nachhaltigen, 

breitenwirksamen Wachstums, der 

Schaffung von Arbeitsplätzen und der 

Haushaltskonsolidierung fördern. Sowohl 

die Erfüllung der Vorbedingungen als auch 

die Erreichung dieser Ziele sollten von der 

Kommission und vom Europäischen 

Auswärtigen Dienst während der 

gesamten Laufzeit der Makrofinanzhilfe 

regelmäßig überprüft werden. Die 

Kommission sollte eine öffentliche 

Bewertung der Erfüllung der 

Vorbedingung durchführen, wobei sie 

eindeutig angeben sollte, welche 
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Richtwerte sie verwendet hat. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 1 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Eine Vorbedingung für die 

Gewährung der Makrofinanzhilfe der 

Union besteht darin, dass Georgien sich 

wirksame demokratische Mechanismen, 

einschließlich eines parlamentarischen 

Mehrparteiensystems, und das 

Rechtsstaatsprinzip zu eigen macht und 

die Achtung der Menschenrechte 

garantiert. 

1. Eine Vorbedingung für die 

Gewährung der Makrofinanzhilfe der 

Union besteht darin, dass Georgien sich 

wirksame demokratische Mechanismen, 

einschließlich eines parlamentarischen 

Mehrparteiensystems, das eine wirksame 

Kontrolle über die Exekutive ausübt, 

einer strikten Gewaltenteilung und einer 

klaren Trennung zwischen der Politik und 

wirtschaftlichen Interessen und freier, 

unabhängiger und pluralistischer Medien 

mit transparenten 

Eigentumsverhältnissen, sowie das 

Rechtsstaatsprinzip zu eigen macht, das 

durch eine unabhängige Justiz unterstützt 

wird, die in der Lage ist, Korruption 

wirksam zu bekämpfen und die Achtung 

der Menschenrechte, zu denen auch das 

Recht auf freie Meinungsäußerung und 

die internationalen Sozial- und 

Umweltstandards gehören, garantiert. 
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